
Kranichplatz vor dem Aus für's Gerätehaus MAMMOLSHAIN Fachausschuss verständigt sich auf Prozedere bei Standortsuche Dass die Mamnolshainer Feuer wehr mehr Platz braucht, klar. Dass der am derzeitigen Standort nicht zu schaffen ist, auch klar. Klar ist auch, dass die Wehr bin nen zehn Minuten amn Einsatzort sein muss, weil es das Gesetz So vorgibt. Wo das alles unter einen Helm zu bringen ist - auch klar? Eher nicht, denn die Frage nach dem Standort fürs neue De pot entwickelt sich im Dorf, aber auch in der Politik, momentan zur Mutter aller Fragen. 
Immerhin, in einem Punkt 

kristallisiert sich im politischen 
Raum eines gewisse Klarheit ab: 
Der Postkartenblick hinüber nach 
Kronberg soll nicht mit einem 
Feuerwehrhaus verbaut werden. 
Der zunächst vom Rathaus fayori 
sierte �Kranichplatz" scheint da 
mit schon mal raus. Blieben also 
nur noch elf theoretisch denkba 
re Bauplätze. 

Die Mitglieder des Bau- und 
Umweltausschusses haben sich 
darüber an Mittwoch die Köpfe 
heiß geredet und sich über eine 
Stunde lang mit zwei nicht ein 
mal sonderlich konkurrierenden 
Anrägen von CDU und ALK über 
das Prozedere befasst. 

Die beiden Anträge unterschie 
den sich im Wesentlichen nur bei 
der Wahl der zur Projektentwick lung für das neue Gerätehaus hín 

zuzuziehenden Experten. Die 
CDU wollte dazu ein �qualifizier tes Beratungsunternehmen" be 

auftragt wissen, dessen Aufgabe es sein soll, die Standort-Ideen 
auf Tauglichkeit, insbesondere im 
Hinblick auf die vom Hessischen 
Hilfeleistungs-Gesetz vorgegebe nen Zehn-Minuten-Frist zu evalu 
ieren. 

Wenn dann klar ist, was geht 
und was nicht geht, soll die Ver 
waltung die tatsächlich mögli-
chen Standorte synoptisch mit 
Vor- und Nachteilen gegeniüber stellen, mit den zu erwartenden 
Schätzkosten hinterlegen und das 
Ergèbnisden politischen Gre 

mien vorlegen. 
Die ALK hatte einen and�ren 

Ansatz, jedoch mit derselben Er 
gebniserwartung: Nicht ein �qua 
lifiziertes Beratungsunterneh 
men" wie von der CDU gefordert, 
soll die Realisierbarkeit, unter Be 
rücksichtigung aller für den Gerá 
tehausbau maßgeblichen Krite 
rien eruieren, sondern die �Deut 
sche Gesetzliche Unfallversiche 
rung" (DGUV), respektive die �Un 

Gleichzeitig solle geprüft wer 
den, ob weitere Genehmigungs 
und Aufsichtsbehörden in �ie 
Standortauswahl einzubeziehen 
sind. Bislang seien die Standort 
Ideen nicht aus diesem Blickwin 

kel betrachtet worden, obschon Kosten verbunden sei. Am Ende der Versicherungsaspekt dabe war es FDP-Vertreter Ascan Iredi, ein wichtiges Kriterium sei, mein: der den beiden offiziell zumin te die ALK, dest noch àls Kooperationspart ner hinterlegten Fraktionen den 
Vorschlag machte, aus den ge 
trennt eingebrachten Vorlagen 

Zunächst sträubte sich Bürger-
meister Leonhard Helm (CDU) da 
gegen, die Standortauswahl mit 
der Versicherung zu besprechen, 
bevor es überhaupt konkrete Pla 
nungen gebe. Natürlich müssten 
die Überlegungen einer versiche 
Tungstechnischen Überprüfung 
standhalten. Aber doch erst wenn 
Planungen vorlägen. 

Iredi vermittelt 
gemeinsamen Antrag 

An die Überjprüfüng der Realisier 
barkeit der denkbaren Standorte 

würden selbstverständlich alle 
wichtigen Kriterien angelegt. Da 
zu zählten die Größe, die ver 
kehrliche Anbindung, die 10-Mi 
nuten-Frist, aber auch die Verfüg 
barkeit des Grundstücks und die 
zu erwartenden Kosten. 

Das wisse aber auch jeder Fach 
planer und das sei auch schon bei 
einer Befahrung åller Standorte 
mit der Feuerwehr fachlich erör 
tert worden. 

Helm lenkte dann jedoch ein 
Stück weit ein. Na ja, schaden 
könne es ja nicht, die DGUV oder 
die UKH schon mal im Vorfeld zu 
fragen, zumal das mit keinerlei 

Aber gerne doch, hieß es von 
seiten der ALK und auch bei deT 
CDU, es war ja auch schon sp�t 
geworden. Und schließich strebe 
man doch gemeinsam dem glei 
chen Ziel zu: Einem mnodernen, 
leistungsfähigen und allen gesetz 
lichen, aber auch feuerwehrspezi 
fischen Anforderungen genügen 
den Gerätehaus. 

Nach einer Sitzungsunterbre 
chung stand dann der Kompro 
miss: Beschlossen, und �as auch 
noch einstimmig, Wurde, die Ver 
waltung zu beauftragen, die mög 
lichen Standorte unter Berück 
sichtigung aller relevanten Krite 
rien vorab von der DGUV beurtei 
len zu lassen. 

Zudem sollen die Kriterien, wie 
bereits einmal beschlossen, aber 
noch nicht erfolgt, im politischen Raum als Entscheidungsgrundla 
ge komnmuniziert werden. Die Feuerwehr soll ebenfalls in die 
Beratungen einbezogen und das Ergebnis den Gremien zur weite ren Beratung vorgelegt werden. as 

fallkasse Hessen (UKH). 

aus einen gemeinsamen Antrag 
zu schmieden. 
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